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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In seiner Antwort auf eine Interpellation Pelli (fdp, TI) betreffend geplante
Steueramnestien in der EU erklarte der Bundesrat, Informationen Uber Amnestien in
anderen Landern seien schwer zu erhalten, da die Regierungen solche Massnahmen in
der Regel kurzfristig bekannt gadben, um weitere Steuerhinterziehungen zu vermeiden.
Polen habe einen entsprechenden Gesetzesentwurf gutgeheissen, und in Italien erwage
die Regierung, die Amnestie auf juristische Personen auszudehnen. '

Die Schweiz schneide im internationalen Vergleich Punkto Steuerattraktivitat fiir
natiirliche und juristische Personen gut ab. Zu diesem Schluss kommt der Bundesrat in
einem Bericht, den er im November 2014 verabschiedet hat und der unter anderem auf
eine Motion Feller (fdp, VD) aus dem Jahr 2013 zurlckgeht. Um ihre steuerliche
Wettbewerbsféhigkeit im Bereich der juristischen Personen erhalten zu kénnen, musse
die Schweiz, so der Bundesrat, im Rahmen der geplanten Unternehmenssteuerreform
Ill, die die Abschaffung attraktiver, aber international nicht mehr akzeptierter
Sonderregelungen vorsieht, jedoch neue, international kompatible Massnahmen
treffen. Im Vergleich zu grossen Volkswirtschaften wie den USA, Deutschland,
Frankreich oder Italien stinden kleine Volkswirtschaften wie die Schweiz im
internationalen Steuerwettbewerb generell stérker unter Druck, attraktive steuerliche
Rahmenbedingungen anzubieten. ?

Obwohl die Schweiz 2015 das Protokoll zur Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Italien in Kraft gesetzt habe, stehe sie noch immer
auf der italienischen schwarzen Liste fiir die Besteuerung natiirlicher Personen,
wodurch fur Personen, die von ltalien in die Schweiz ziehen wollten, eine Umkehr der
Beweislast hinsichtlich des Steuerdomizils vorliege, kritisierte Roberta Pantani (lega, Tl).
Dies erhohe den administrativen Aufwand flr die Direktbetroffenen und stelle einen
Wettbewerbsnachteil flr die in der Schweiz tatigen Banken und Unternehmen dar.
Deshalb wollte Pantani den Bundesrat im September 2019 mit einer Motion
beauftragen, diesbezuglich Abhilfe zu schaffen. Dieser verneinte zwar die Auswirkungen
auf die Schweizer Banken, beantragte die Motion aber aufgrund des Mehraufwands fur
die Betroffenen zur Annahme. In der Wintersession 2019 sprach sich der Nationalrat
stillschweigend fur das Anliegen aus, nachdem es nach dem Ausscheiden von Pantani
aus dem Nationalrat von Lorenzo Quadri (lega, Tl) Gbernommen worden war. *

Im Mai 2020 reichte Marco Chiesa (svp, Tl) zwei parlamentarische Initiativen fiir
Anderungen der Pauschalbesteuerung ein, nachdem er sich bereits im Jahr 2019 mit
zwei Motionen dieses Themas angenommen hatte. In seiner ersten Initiative (Pa.lv.
20.421) wollte er Besteuerung nach dem Aufwand, also die sogenannte
Pauschalbesteuerung, zuklnftig auch auslandischen Personen ermdglichen, die in der
Schweiz erwerbstatig sind - bisher war sie auf in der Schweiz nicht erwerbstatige
Ausléanderinnen und Auslénder beschrénkt. Dabei solle das in der Schweiz erworbene
Nettoeinkommen separat besteuert werden.

Mit seiner zweiten parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 20.422) beabsichtigte er, auch
mit Schweizerinnen oder Schweizern verheirateten Auslandern oder Auslanderinnen
Zugang zur Pauschalbesteuerung zu gewahren - bisher durfte bei einer Besteuerung
nach dem Aufwand keiner der Ehegatten die Schweizer Staatsbirgerschaft besitzen.
Dabei sollten die Ubergangsbestimmungen der Revision von 2012, die bis Ende 2020 in
Kraft sind, weiterhin gelten, damit die auslandischen Ehegatten ihr Recht auf
Besteuerung nach dem Aufwand nicht verlieren wirden.

Andere Lander, beispielsweise Italien, hatten attraktivere Pauschalbesteuerungsregeln
als die Schweiz, begriindete Chiesa seine zwei Vorstdsse. Unter anderem kenne gerade
Italien eben auch eine Besteuerung nach dem Aufwand bei in Italien Erwerbstatigen.
Folglich musse hier die Schweiz nachziehen, um diesbezlglich wettbewerbsfahig zu
bleiben, zumal sie mit der Besteuerung nach dem Aufwand «nicht zu vernachlassigende
Steuereinnahmen>» generiere.

Mitte April 2021 beriet die WAK-SR die beiden Initiativen und entschied mit 10 zu 2
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Stimmen gegen Folgegeben. Die Akzeptanz fur eine Anpassung der Regelungen der
Pauschalbesteuerung in der Bevoélkerung sei gering, Uberdies kdnnten die Vorstdsse nur
geringes zusatzliches Steuersubstrat generieren.

In der Sommersession 2021 zog der Initiant seinen Vorstoss ohne Begriindung zurtck. *

Indirekte Steuern

Die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Stempelabgaben beruht auf der Motion
Abate (fdp, Tl), welche die Anerkennung bestimmter italienischer Finanzintermediare
als Borsenagenten und ihre Befreiung von der Umsatzabgabe forderte. Denn bei der
italienischen Steueramnestie 2009 war verlangt worden, dass bisher unversteuerte
Vermogenswerte zur Regularisierung nach Italien repatriiert, das heisst von
italienischen Finanzintermediaren verwaltet werden. Dadurch unterliegen solche
Transaktionen jedoch mehrfach der schweizerischen Umsatzabgabe, wodurch
insbesondere im Tessin ein Wettbewerbsnachteil des Schweizer Finanzplatzes flr
italienische Kundinnen und Kunden entstehe. Aufgrund dieses Ursprungs der
Gesetzesanderung sind momentan nur italienische Finanzintermedidre von der
Neuerung betroffen, durch die neutrale Formulierung des Gesetzestexts kénnen zur
Aufrechterhaltung der Rechtsgleichheit in Zukunft aber auch Finanzintermediare aus
anderen Landern unter den gleichen Voraussetzungen von der Umsatzabgabe befreit
werden. Dadurch kénnen gemass der Botschaft des Bundesrates Steuerausfélle von
rund CHF 10 Mio. entstehen, die jedoch mittel- bis langfristig durch die Starkung der
Finanzintermediare im Kanton Tessin und entsprechenden Mehreinnahmen
kompensiert werden kénnen. In der vorparlamentarischen Phase stiess die Vorlage auf
viel Zustimmung: 34 der 35 Vernehmlassungsteilnenmer sprachen sich flr die
Gesetzesanderung aus, einzig Travail.Suisse beflrchtete, dass die Steuerausfalle
deutlich héher sein konnten als geplant. Die WAK-NR stimmte der Vorlage mit 19 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu.

Entsprechend kurz zeigte sich auch die Debatte im Nationalrat, Céline Amaudruz (svp,
GE) und Leo Muller (cvp, LU) fur die Kommission und Finanzminister Maurer fir den
Bundesrat meldeten sich als einzige zu Wort. Ubereinstimmend mit ihren Voten sprach
sich der Nationalrat einstimmig mit 175 Stimmen (ohne Enthaltung) fir die
Gesetzesadnderung aus. ®

1) AB NR, 2002, V, Beilagen, S. 275 ff.

2) Bericht BR vom 12.11.14

3) AB NR, 2019, S. 2426

4) Medienmitteilung WAK-SR vom 20.04.21

5) AB NR, 2017, $ 1104 f.; BBI, 2017, S. 15611 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 17.05.2017
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